
Der  Einfluß  ärztlicher  Arbeitsteilung  auf  die  Haftung  im  Strafverfahren  – 

Verlagerung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 

 

Autor:  Dr. iur. Th. Alexander Peters 

  Kanzlei Dr. Peters & Partner 

 

 

Quelle:  Der Arzt und sein Recht 

  (Nr. 4/1998 | S. 12‐15) 

 

 

Erreichbarkeiten: 

 

 
Kanzlei Koblenz 
 
Firmungstr. 38 / Jesuitenplatz 
56068 Koblenz 
 
Tel.:    0261‐133378‐0 
Fax.:   0261‐133378‐5   
 
 
Kanzlei Berlin 
 
Nürnberger Straße 20 
10789 Berlin 
 
Tel.:   030‐34663097‐8 
Fax.:   030‐34663097‐9 

 
Kanzlei Düsseldorf 
 
Kapellstraße 6 
40479 Düsseldorf 
 
Tel.:   0211‐3015956 
Fax.:   0211‐3021937 
 
 
Kanzlei Frankfurt 
 
Brüder‐Grimm‐Str. 13 
60314 Frankfurt 
 
Tel.:   069‐2691355‐6  
Fax.:   069‐2691355‐7 

 
Kanzlei Köln 
 
Stadtwaldgürtel 13 
50935 Köln  
 
Tel.:  0221‐940604‐0 
Fax.:    0221‐940604‐5 
 
 
Kanzlei München 
 
Seitzstraße 8 
80538 München 
 
Tel.:  089‐4111847‐11  
Fax.:  089‐4111847‐12 
 
 

 



I DER ARZT UND SEIN RECHT 
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J Falkenbach/W..'SpIP' 
gels ., 

Deutscher Ärzte-Verlag 
Köln 
2. Aufl., mit der 18. 
Erg.li., Stand 1.9.1997 
1488 S., Loseblattwerk . 
in zwei Ordnern, 
DM 118,-
ISBN 3-7691-3053-7 
Dieses bewährte Nach­
schlagewerk ist ein ' hilf~ 
reicher Wegweiser aurch 
den Dschungel dirSte1i~ 
ergesetze. Der Ste.uerleit~_ 
faden ist gezielt auf die 
Bedürfnisse von Ärzten 
und Zahnärzten- zuge­
schnitten, ist übersicht­
lich gegliedert und bietet 
zahlreiche Fol/beispiele. 
Die 18. Ergänzungsliete~ 
rung enthält die restli­
chen Ergänzungen ur;.d 
Änderungen ~ aufgrund 
der Jahresstfuergesetze· 
1996 und 1997. Ei sind 
insbesondere Änderun-~ 

,gen zum Abzug der au­
ßergewöhnlichen Bela-
stungen eingearbeitet. 
worden. Selbstverständ­
lich wurden Rechtspre­
chungsänderungen und 
-ergänzungen zu ver· 
schiedenen . Themen­
komplexen .- aufgenom;.· 
men. So u.a. .-
- zur steuerlichen An~ 

erkennung: des Ehe­
gattenarbeitsverMlt­
nisses 
zum Abzug; vonAu[­
wendungen' für ein 
hauswirtschaftlich«s 
Beschäftigungsvei~ -
hältnis ' .' 

zu Nu.,tzun;gsrechtifif . 
an Grund'$;tI:Ii;keff:~_ , .. 

-:~~ 
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Die ständigen Fortschritte 
der medizinischen Wissen­
schaft und Technik schaf­
fen Voraussetzungen zur 
Vermeidung, Heilung und 
Linderung von Krankhei­
ten und Leiden, an die, 
noch vor kurzer Zeit nie­
mand zu glauben wagte. 

Zwangsläufig brachte die 
Erweiterung der diagosti­
sehen und therapeutischen 
Möglichkeiten Spezialisie­
rung und (horizontale und 
vertikale) Arbeitsteiligkeit 
mit sich. Das hat Vorteile, 
u. a. größere Effektivität, 
aber auch Nachteile, die 
durch Organisations- und 
Informationsdefizite ent­
stehen. 

Während die Grundsätze 
der strafrechtlichen Fahr­
lässigkeithaftung beim 
nicht arbeitsteilig (be-)­
handelnden Arzt uneinge­
schränkt angewandt wer­
den, sind Vorhersehbarkeit 
einer Verletzung und Ver­
meidbarkeit einer Pflicht­
widrigkeit als Eckpfeiler 
dieser Haftung nur einge­
schränkt auf das Gebiet ar­
beitsteiligen Zusammen­
wirkens zu übertragen, 
denn die strafrechtliche 
Verantwortung beruht 
nach deutschem Recht auf 
der individuellen Vorwerf­
barkeit einer Tat. Die straf-

rechtliche Zurechnung 
fremden Verschuldens ist 
unzulässig. Daher ist zu­
nächst zu unterscheiden 
zwischen primären Sorg­
faltspflichten, d.h. solchen, 
die das eigene Verhalten 
betreffen, und sekundären, 
d.h. abgeleiteten Sorgfalts­
pflichten, die sich auf die 
Sorgfalt fremden Verhal­
tens beziehen. Damit die 
Anforderungen an die ei­
gene Sorgfalt nicht über­
spannt werden, hat die 
Rechtsprechung den Ver­
trauensgrundsatz entwik­
kelt. Er besagt, daß in ei­
nem gewissen Rahmen -
abhängig von horizontaler 
oder vertikaler Arbeitstei­
lung - im gesamten medi­
zinischen Bereich Vertrau­
en auf die fehlerfreie Mit­
wirkung anderer Personen 
unschädlich ist, d.h. keine 
strafrechtliche Haftung 
begründen kann. 

I. Horizontale 
Arbeitsteilung 

Sekundäre Sorgfaltspflich­
ten können nur dann 
auftreten, wenn die Er­
wartung sorgfaltsgemäßen 
Verhaltens durch Umstän­
de entkräftet wird, die in 
der Situation oder in der 
Person des anderen liegen. 

In der Regel kann der 
fachfremde Arzt den Be­
funden, ihrer Auswertung 
und den therapeutischen 
Ratschlägen des Kollegen 
vertrauen. Dabei ist zu 
berücksichtigen, daß er 
weder Kontrolle noch Auf­
sicht über etwas ausüben 
kann, das nicht in sein 
Fachgebiet fällt. 

Der Vertrauensgrundsatz 
bei horizontaler Arbeits­
teilung greift nur dann, 
wenn die folgenden Vor­
aussetzungen vorliegen: 

• Die Verantwortungs-
und Zuständigkeitsbe­
reiche der beteiligten 
Mediziner müssen sorg­
fältig gegeneinander 
abgegrenzt sein. 

Einen Vorschlag zur 
Abgrenzung der Aufga­
ben zwischen Anästhe­
sisten und Chirurgen 
unterbreitet beispiels­
weise die "Vereinba­
rung zwischen dem 
Berufsverband Deut-
scher 
und 
band 

Anästhesisten 
dem Berufsver­
der Deutschen 

Chirurgen zur Zusam­
menarbeit bei der ope­
rativen Patientenver­
sorgung und Aufgaben­
verteilung in der post-
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operativen Phase".1 
Aber auch für Bereiche, 
in denen solche Ver­
einbarungen nicht exi­
stieren, sollte die straf­
rechtliche Haftung 
nicht dem Zufall über­
lassen werden. Die Er­
arbeitung der Aufga­
benverteilung obliegt 
den Handelnden. 

• Jeder muß tatsächlich 
innerhalb seines Ver­
antwortungsbereiches 
handeln. 

Beim Eindringen in 
fremde Kompetenzbe­
reiche besteht für alle 
Beteiligten das Risiko 
strafrechtlicher Haf­
tung bei Zwischenfäl­
len. 

• Das Handeln des ande­
ren darf nicht offen­
kundig unrichtig sein, 
d.h. die Fehlerhaftigkeit 
darf nicht "ins Auge 
springen". 

In solchen Fällen kann 
man sich nicht darauf 
berufen, der Fehler falle 
in einen anderen Kom­
petenzbereich. 

• Schließlich dürfen be­
stehende Zweifel an der 
Richtigkeit nicht zu­
rückgehalten werden. 
Die Rückversicherung 
ist notwendig. 

1 Zur Aufgabe der Überwa­
chung nach rückenmarksna­
her Regionalanästhesie vgl. 
jüngst Schulte-Sasse/ Debong, 
Arztrecht 1998,67 ff. 

2 BGH NJW 1975,2254 f. 
3 Vgl. auch Anne-Marie Peter, 

Arbeitsteilung im Kranken­
haus aus strafrechtlicher Sicht, 
118. 

11. Vertikale Arbeitsteilung 

1. Zulässigkeit der Dele­
gation 

Auch für diesen Bereich ist 
anerkannt, daß der Arzt 
nicht sämtliche Maßnah­
men am Patienten höchst­
persönlich ausführen muß. 
Vielmehr kann er Arbeit 
delegieren: an unterge­
ordnetes ärztliches Per­
sonal und an nichtärztli­
ches Pflegepersonal. Auch 
hier hat der BGH die 
Grenzen zulässiger Dele­
gation nicht fest umrissen: 

"Ein persönliches Ein­
greifen des Arztes ist 
vielmehr grundsätzlich 
nur zu fordern, wo die 
betreffende Tätigkeit 
gerade dem Arzte eige­
ne Kenntnisse und 
Kunstfertigkeiten vor­
aussetzt" 2 

Die Entscheidung muß im 
Einzelfall getroffen wer­
den. Zugrunde liegt das 
dem Dienstvertragsrecht 
immanente Prinzip der 
persönlichen Leistungser­
bringung, das nach den 
Auffassungen der KV und 
der Krankenkassen von 
folgenden Kriterien ab­
hängt: 

• Art und Schwierigkeit 
der zu übertragenden 
Aufgabe 

• Komplikationsdichte 
und 

• Qualifikation des Mit­
arbeiters. 3 

Es ist überaus streitig, ob 
die Tätigkeiten im Rah-

e> 

Patienten, Ärzte, 
Krankenkassen und Recht 
Hrsg.: Peter Hoffmann, 146 Seiten, Broschur 
ISBN 3-89119-391-2, DM 19,80 

Mit über 500 ausgewählten Urteilen in Kurzfas­
sung aus den letzten Jahren zum Thema "Patien­
tenrecht" wurde eine hilfreiche und wertvolle 
Zusammenstellung in auch für den Nichtjuri­
sten leicht verständlicher Fassung geschaffen, 
die Einblick gibt, welche Entscheidungen deut­
sche Gerichte zu welchen Patientenklagen mit 
welcher Begründung gefällt haben. 

Sowohl die Sachverhalte als auch die Urteils­
gründe sind auf die wesentlichen Aussagen 
beschränkt. Zu jedem Urteilsauszug ist das voll­
ständige Aktenzeichen angegeben. Ein umfas­
sendes Stichwortregister mit Index-Nr. am Ende 
des Buches erleichtert das rasche Auffinden 
bestimmter Urteile. 

--~--------------------------------------------

Bestellcoupon 
Ich bestelle gegen Rechnung (zzgl. Versandkosten) 
__ Exemplar(e) EI DM 19,80 
Patienten, Ärzte, Krankenkassen und Recht. 

Name PLZ/Ort 

Straße/Hausnummer Datum/Unterschrift 

Bestellcoupon bitte auschneiden und einsenden an: 

pmi Verlagsgruppe GmbH 
August-Schanz-Str. 8/111 ·60433 Frankfurt/M. 
Tel. 069/54 80 00-0· Fax 069/54 80 00-77 
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men der Grundpflege auf 
nich tärztliche Mitarbeiter 
delegiert werden müssen, 
oder ob es sich um originä­
re Aufgaben handelt, da 
dieser Tätigkeitsbereich 
traditionell dem Kranken­
pflegepersonal obliegt. 

Hausärzte-ntißtnJueR: 
Klinik .. Kollegel' " 

Drei von zehn,' Me't!J;l." 
kamenten, die Patienie'(l· 
mit Lungen-, Brortchia'&~ 
und Herzerkmnkungen 
während des Klinikauf-~ 
enthaltes bekommen, 
werden nach. derBnt~ 
lassung durchde1i Haus­
arzt wieder geändert. 
Das belegt eine Studie 
der Medizinischen Hoch­
schule Hanno./!er., In ei­
ner Fragebogenaktion 
war die Weiterliekandc ~ 
lung von 157 Patienten 
im Raum Hannovei1;lI:1d 
Magdeburg untersucht. 
worden. Als "erschrek­
kend hoch" bezeichnet 
Tobias Weite von der' 
Universität Magdeburg 
den Anteil der von den 
Hausärzten abgesetzten, 
durch andere' Medika­
mente ausgewechselt.~1'l-c 
oder in der Dosis vef-än­
derten Arzneimittel. Als 
Gründe für. die Ände­
rungen wurden in 42-
Prozent der Fälle die zu 
hohen Kosten angege;-: . 
ben. Zu einem Dri{teJ 
halten Hausärzte die 
Verordnungen.i;hrei·Kli~ 
nikkollegen. for"niifhit­
indiziert". 
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Einerseits wird davon aus­
gegangen, daß die Direk­
tionsbefugnis nicht beim 
behandelnden Arzt liegt, 
sondern bei der Pflege­
dienstleitung; gleiches gilt 
für die Vorbereitung, Assi­
stenz und Nachbereitung 
bei Maßnahmen der Diag­
nostik und Therapie.4 Die­
se Auffassung ist meines 
Erachtens nur bedingt 
richtig. Zwar ist die Pflege­
dienstleitung des Kran­
kenhauses für die Perso­
nalplanung und -kontrolle 
zuständig, dies enthebt die 
behandelnden Ärzte je­
doch nicht ihres Rechtes, 
ebenfalls anzuweisen, da­
mit der Behandlungserfolg 
nicht gefährdet wird. Wer­
den Fehler bemerkt, so be­
steht sogar die Pflicht zur 
Weisung. Daher wird da­
von ausgegangen werden 
müssen, daß es sich hierbei 
um ärztlich delegierte Auf­
gaben handelt. 4.5 

Die Frage nach dem Maß 
zulässiger Übertragung 
von Verrichtungen im Be· 
reich der _~Behandlungs­
pflege auf ~nichtärztlithe 
Mitarbeiter ist ebenfalls 
ständiges Diskussionsthe­
ma. Der Arzt hat insbeson­
dere folgende Tätigkeiten 
persönlich durchzuführen: 

• operative Eingriffe 

VgL Stegers, a.a.O. 
So auch Anne-Marie Peter, 
a.a.0.,11O. 

6 Ausführlich hierzu: Hahn, Die 
Haftung des Arztes für nicht­
ärztliches Personal. 

7 Vgl. SGH NJW 1981, 1977, 
1982. 

8 vgl. NStZ 1990, 588, 591. 
9 Die strafrechtliche Verfolgung 

von Verwaltungsleitem in 
Krankenhäusern ist sehr un­
üblich. 

• Infusionen und Blutent­
nahmen 

• schwierige Injektionen 
und 

• ärztliche Untersuchung 
und ärztliche Beratung 
des Patienten. 

Dennoch kann im Einzel­
fall sogar in diesem Aufga­
benbereich die Delegation 
statthaft sein. Anhalts­
punkte für die Zulässigkeit 
der Delegation von Aufga­
ben sind nach BGH7 die 
Inhalte der Ausbildungs­
und Prüfungsordnung. 

2. Grundprinzipien der 
vertikalen Arbeitsteilung 

Aus der Stellung eines 
Arztes oder einer Pflege­
kraft im Krankenhaus 
(oder einer großen Praxis) 
ergibt sich deren Verant­
wortungsspielraum und 
entsprechend die Befugnis, 
Arbeit zu delegieren. 

Der Delegierende bleibt 
jedoch in der strafrechtli­
chen Verantwortung, die 
nicht an die bloße Tätig­
keit des Übertragenden 
anknüpft, sondern an den 
von ihm zu betreuenden 
Bereich,s Dies kann eine 
Verantwortungskette vom 
leitenden Arzt bis hin zum 
AiP begründen.9 Bei­
spielsweise kann dem lei­
tenden Arzt zur Last ge­
legt werden, daß er die 
Personaleinteilung nicht 
sachgerecht orgamsierte, 
dem Oberarzt die man­
gelnde Überwachung des 
für den geschädigten Pa­
tienten zuständigen Arztes 
kraft Sachzuständigkeit, 
diesem wiederum ein Ver­
stoß gegen die Auswahl-

pflicht, da er einem AiP 
Aufgaben übertragen hat, 
die er mangels Kompetenz 
noch nicht hätte wahrneh­
men dürfen. Der AiP 
schließlich haftet unmittel­
bar aufgrund der Falschbe­
handlung. 

a) Generalverantwortung 
des leitenden Arztes 

Selbst bei zulässiger Dele­
gation wird der Delegie­
rende nicht völlig von der 
strafrechtlichen Haftung 
befreit. Es verbleiben An­
leitungs-, Überwachungs­
und Kontrollpflichten. 

Da die Pönalisierung aber 
auf der persönlichen Vor­
werfbarkeit der Handlung 
beruht, muß die Haftung 
des Delegierenden ausge­
schlossen sein, wenn er sei­
nen Pflichten Genüge ge­
tan hat. Dazu zählen die 
Auswahl geeigneter Mitar­
beiter, deren Instruktion 
und Kontrolle sowie Ein­
griffspflichten, sollten sie 
Fehler begehen. 

Zu den Aufgaben des lei­
tenden Arztes zählen die 
Information des Hinter­
grunddienstes über die Pa­
tientenaufklärung (Art, 
Umfang und Zeitpunkt), 
die Festlegung der Anfor­
derungen an die medizini­
sche Dokumentation und 
die Ausgangs- und Rück­
laufkontrolle von Labor­
befunden. Außerdem ist er 
zuständig für die Organisa­
tion des nachgeordneten 
ärztlichen Dienstes mit­
samt der Personaleintei­
lung. Bei diesen Aufgaben 
sind die Anforderungen 

[> 



der Rechtsprechung zu be­
achten. 10 

Die Generalverantwor­
tung des leitenden Arztes 
schließt nach Auffassung 
mancher Staatsanwalt­
schaften die Sorge um die 
in Behandlung befindli­
chen Hochrisikopatienten 
ein. Als Hochrisikopatien­
ten werden Patienten be­
zeichnet, deren Krank­
heitszustand oder allge­
meine körperliche oder 
seelische Verfassung den 
Eintritt emes Schadens 
wahrscheinlich machen. 
Beispielsweise muß sich 
der leitende Arzt vergewis­
sern, daß operierte ältere 
Patienten, die besonders 
dekubitusanfällig sind, 
ordnungsgemäß gelagert 
werden und auch anson­
sten alle Maßnahmen der 
Dekubitus-Prophylaxe 
durchgeführt werden. 

b) Verantwortung kraft 
Fachgebietsbezeich­
nung, berufsständischer 
Vereinbarung oder Or­
ganisationsplans 

Die ermittelnden Beamten 
werden zunächst versu­
chen, die Verantwortlich­
keit anhand dokumentie­
render Unterlagen festzu­
stellen. Den ersten An­
haltspunkt gibt die Fachge­
bietsbezeichnung, die aber 
nichts über die Stellung 
des Mitarbeiters aussagt. 
Auch berufsständische 
Vereinbarungen helfen 

10 Vgl. Stegers, Vom Organisa­
tionsmangel zum Risikoma­
nagement, MedR 1997,390 f. 

11 vgl. Eidam, Unternehmen und 
Strafe, S. 173. 

selten weiter; in der Regel 
wird die konkrete Rollen­
verteilung durch einen Or­
ganisationsplan belegt. 

c) Verantwortung kraft 
funktioneller Sachzu­
ständigkeit 

Existiert kein Organisati­
onsplan, so wird ermittelt, 
welche Mitarbeiter für 
welche Bereiche verant­
wortlich zeichnen. Dabei 
hilft grundsätzlich ihre 
Stellenbezeichnung weiter. 

Unabhängig von der Stel­
lenbezeichnung wird ana­
lysiert, inwieweit auch sol­
che Mitarbeiter strafrecht­
lich zur Verantwortung zu 
ziehen sind, die in Positio­
nen arbeiten, die zwar 
nicht in unmittelbarem 
Zusammenhang mit dem 
Behandlungszwischenfall 
stehen, aber aufgrund de­
rer eine umfassende Un­
terrichtung des Mitarbei­
ters wegen bestehender 
gegenseitiger Informa­
tionspflichten zu erwarten 
war. Dann hätten auch die­
se Mitarbeiter die Schädi­
gung des Patienten gege­
benenfalls verhindern 
können und - bei entspre­
chenden Kompetenzen -
müssen. 

Primär verantwortlich für 
den Patienten ist der je­
weilige Oberarzt, in dessen 
Position sich Behandlungs­
und Organisationsaufga­
ben vereinen. 

d) Verantwortung kraft 
tatsächlichen Handeins 

Entspricht die tatsächliche 
Stellung nicht der im Or­
ganisationsplan angege­
benen, sondern werden 
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weitere Kompetenzen aus­
geübt, so wird selbstver­
ständlich auch die straf­
rechtliche Haftung aus­
geweitet. Daraus folgt 
umgekehrt, daß die straf­
rechtliche Haftung redu­
ziert wird,wenn Vorgesetz­
te "durchregieren" und so 
Kompetenzen beschrän­
ken. 

e) Verantwortungsaus­
schluß durch gegensei­
tiges Vertrauen 

Der Vertrau~nsgrundsatz 

gilt auch bei dh vertikalen 
Arbeitsteilung. Im Ver­
gleich zur horizontalen Ar­
beitsteilung ist er jedoch 
wesentlich schwächer aus­
geprägt. 

Vorgesetzte und Mitarbei­
ter dürfen grundsätzlich 
darauf vertrauen, daß kor­
rekte Information und An­
weisungen erfolgen. Bei 
Besprechungen müssen 
Problemfälle detailliert ge­
schildert werden, so daß 
sich der Informierte ein 
genaues Bild von der Si­
tuation machen kann. Zur 
Pflicht des Informierten 
zählt wiederum das Erfra­
gen von Hintergründen 
und Quellen.!1 Mitarbeiter 
sind regelmäßig zu über­
wachen und die Grenzen 
der Delegation sind zu be­
achten. 

111. Empfehlungen 

Das Risiko strafrechtlicher 
Verfolgung von Medizinal­
personen, denen ein Be­
handlungszwischenfall we­
der aufgrund sorgfaltswid­
riger Behandlung noch 

mangelnder Organisation 
oder Kontrolle vorzuwer­
fen ist, läßt sich durch Do­
kumentation effektiv ver­
mindern. In concreto soll­
ten folgende Punkte be­
achtet werden: 

• Ausführliche Doku-
mentation der ge-
samten Behandlung 
(Anamnese, Diagnose, 
Aufklämng, Therapie 
und ggf. Nachbehand­
lung), 

• Anfertigung und ständi­
ge Aktualisierung von 
Organisationsplänen, 
die Aufschluß über die 
bestehenden Weisungs­
befugnisse, die Aufga­
benverteilung und den 
konkreten Personalein­
satz geben, 

• Organisationspläne 
sollten in der Praxis als 
bindend betrachtet wer­
den. 

Anschrift des Verfassers: 
Alexander Peters 
HitzeIer Straße 97b 
50968 Köln 

Kein Blaußcht 
für Notarzt 

Auch"Arzte, die im Not-
di:enit tätig sind, haben 
keinen Anspruch darauf, 
ihren . Pkw mit einem 
Blaulicht auszustatten. 
IJtes gilt auch dann, 
wenn. sie neben ihrer 
Pra%is in· einem Kran­
keiiliaus Belegbetten zu 
betreuen haben. 

VGMiJ,nst'er, Az.: 4 K 
128/9.6 
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